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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung über die Reform des Weitwährungssystems 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— auf Grund seiner Entschließungen, insbesondere 

der vom 22. September 1971 und 15. Februar i 
1973 2 ), I 

— in Kenntnis von Ziffer 4 der Erklärung der Kon- 

ferenz der Staats- bzw. Regierungschefs vom 
19./21. Oktober 1972, | 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für j 
Wirtschaft und Währung (Dok. 60/73), 

1. ist der Ansicht, daß die erfolgten Änderungen 
der Wechselkurse eine günstige Ausgangslage 
für die Reform des Weltwährungssystems ge- 
schaffen und wieder einmal die Notwendigkeit 
einer solchen Reform gezeigt haben; betont 
gleichzeitig, daß eine stabilitätsorientierte Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten des IWF Vor- 
aussetzung ist für den dauerhaften Erfolg der 
Neuordnung der internationalen Währungsbe- 
ziehungen; 

2. fordert, daß alle Beteiligten auf handelsbeschrän- 
kende Maßnahmen verzichten; 

3. hält es für wünschenswert, daß das Weltwäh- 
rungssystem den folgenden Leitlinien und Grund- 
sätzen entspricht, und ersucht die Kommission 
und den Rat, die notwendigen Schritte zu unter- 
nehmen; 

1. hinsichtlich der Anpassung der Wechselkurse 

1. der Kurs einer Währung ist von internatio- 
naler Bedeutung und betrifft daher nicht nur das 
unmittelbar beteiligte Land; dementsprechend 
sollen die Mitgliedstaaten des IWF für die Wäh- 
rung generell einen festen Kurs festsetzen mit 
der Möglichkeit geringfügiger, erforderlichenfalls 
häufiger Paritätsänderungen und unter Beibehal- 
tung der bisherigen Bandbreiten; 

2. eine grundlegende Störung des Zahlungsbi- 
lanzgleichgewichts darf nicht nur auf Grund 
eines einzelnen Kriteriums, sondern muß unter 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 100 
vom 12. Oktober 1971, S. 10 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 14 
vom 27. März 1973, S. 36 


Abwägung aller relevanten Faktoren analysiert 
werden; 

3. die Störungen des Zahlungsbilanzgleich- 
gewichts müssen symmetrisch beseitigt werden, 
d. h. sowohl ein großer Zahlungsbilanzüberschuß 
als auch ein großes Zahlungsbilanzdefizit müs- 
sen - notfalls unter Sanktionen - zu Paritäts- 
änderungen führen; 

11. hinsichtlich der Zusammensetzung der 
W ährungsreserven : 

4. der Umfang der Devisenreserven muß fort- 
schreitend auf die Höhe der „working balances" 
gesenkt werden; 

5. es ist zu wünschen, daß die Sonderziehungs- 
rechte auf die Dauer sowohl Devisen als auch 
Gold in den Währungsreserven ersetzen; dazu 
ist erforderlich, daß die Sonderziehungsrechte 
nicht mehr an das Gold gekoppelt bleiben und 
die Devisenpreise dieses Reserveinstruments er- 
höht werden; 

6. auf längere Sicht ist zu erwägen, daß man 
die Sonderziehungsrechte bei Interventionen auf 
den Devisenmärkten anwendet; 

7. es wird erforderlich sein, die Zinsen auf Son- 
derziehungsrechten auf das Marktniveau zu brin- 
gen; 

8. die Ausgabe von Sonderziehungsrechten darf 
nur den Erfordernissen des Weltwährungs- 
systems entsprechen; zu diesem Zweck ist es 
wichtig, daß die Sonderziehungsrechte knapp ge- 
halten werden; 

IIL hinsichtlich der Konsolidierung der 
kurzfristigen amtlichen Verpflichtungen der 
Vereinigten Staaten: 

9. ein Teil der kurzfristigen amtlichen Ver- 
pflichtungen der Vereinigten Staaten muß so- 
wohl bilateral als auch über den IWF konsoli- 
diert werden; 

7V. hinsichtlich der Beherrschung der 
internationalen Kapitalströme: 

10. um die gleichgewichtsstörenden Auswir- 
kungen der kurzfristigen Kapitalbewegungen 
aufzufangen: 
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a) muß eine Koordinierung der Zinspolitik der 
wichtigsten Industrieländer erzielt werden, 

b) müssen die Währungsbehörden über die not- 
wendigen internen währungspolitischen In- 
strumente (einschließlich administrativer Kon- 
trollen und der Möglichkeit eines gespaltenen 
Devisenmarktes) verfügen können, 

c) muß die internationale Finanzierung durch 
Darlehen von Ländern mit einem Überschuß 
an Defizit-Länder verbessert werden; 

V. hinsichtlich der Wärungsintegration 
in der Gemeinschaft: 

11. die Gemeinschaft sollte zur Wiederherstel- 
lung von ausgewogenen internationalen Wäh- 
rungsbeziehungen beitragen, indem sie 

a) bald darüber einen gemeinschaftlichen Plan 
dem Ausschuß der Zwanzig vorlegt ^), 

b) die Befugnisse und die monetäre Manöve- 

3) Mit „Ausschuß der Zwanzig" wird im Bericht das 
Committee on Reform of the International Monetary 
System and Related Issues" bezeichnet. 


riermasse des Europäischen Fonds für wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit erweitert, 
unter Berücksichtigung des notwendigen Pa- 
rallelismus mit der wirtschaftspolitischen In- 
tegration, 

c) die innergemeinschaftlichen Kapitalkontrol- 
len abschafft, jedoch gegenüber Drittländern 
gemeinschaftliche Instrumente zur Beschrän- 
kung des Kapitalverkehrs bereithält, 

und daß 

d) sich Großbritannien, Irland und Italien an das 
gemeinschaftliche Außenfloating eingliedern; 

V/. hinsichtlich der Befugnisse des 
Internationalen Währungsfonds: 

12. im Zusammenhang mit dem in den Ab- 
schnitten I und II Dargelegten ist eine Stärkung 
der Befugnisse des IWF erforderlich; 
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschlie- 
ßung und den Ausschußbericht dem Rat und der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
sowie den Parlamenten und den Regierungen der 
Mitgliedstaaten zu übermitteln. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments vom 27. Juni 1973 - 00159461. 
Beschluß des Europäischen Parlaments vom 5. Juni 1973. 



